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CH-Botschafter 
auf EWR-Kurs 

Bern (spk) Die Schweizer Bot
schafter in den EG- und Efta-Län-
dern sollen auf EWR-Kurs gebracht 
werden. Die Bundesräte Rene Fel-
ber und Jean-Pascal Delamuraz ha
ben die Missionschef in den 18 Län
dern für Mittwoch und Donnerstag 
zu Konsultationen nach Gerzensee 
einberufen. 

Laut Mitteilung des Departemen
tes für auswärtige Angelegenheiten 
(EDA) und des Volkswirtschaftsde-
partementes (EVD) dienen die 
Konsultationen der  Information 
über die Resultate der  Vorgesprä
che über den Europäischen Wirt
schaftsraum (EWR) und einem Ge
dankenaustausch über die politi
schen Entwicklungen in den EG-
und Efta-Ländern im Hinblick auf 
die im kommenden Juni beginnen
den EWR-Verhandlungen. A n  den 
Gesprächen werden auch die Leiter 
der schweizerischen Mission bei der 
E G  in Brüssel, bei der Efta und 
beim Gatt in Genf und bei der 
OECD in Paris teilnehmen. 

Liechtenstein muss sich aktiv an den EWR-Verhandlungen beteiligen 
A n  einer Pressekonferenz wurde eine Bestandesaufnahme über das bisherige Integrationsgeschehen in Europa gezogen 

(G.M.) - Europa steuert auf einen ge
meinsamen Europäischen Wirtschafts-
raum (EWR) hin, dessen Konzeption in 
den Grundzügen bereits vorliegt, doch 
niemand kann zum gegenwärtigen Zeit
punkt eine Aussage darüber machen, wie 
dieser Wirtschaftsraum effektiv nach Ab-
schluss der Verhandlungen zwischen EG-
und EFTA-Staaten aussehen wird. Im 
Rahmen einer Pressekonferenz, über die 
wir bereits in unserer gestrigen Ausgabe 
berichteten, informierte die Regierung 
über das bisherige Vorgehen und erklärte 
die Notwendigkeit, dass sich unser Land 
künftig aktiv an den EWR-Verhandlun
gen beteiligen müsse, um seine Interessen 
wahrnehmen zu können. 

In der Bestandesaufnahme von Regie
rurigschef Hans Brunhart, die wir im In
nern der heutigen Ausgabe veröffentli
chen, wird erkennbar, dass sich die Re
gierung das Ziel gesetzt hat, Liechten
stein als Partner in ein EWR-Abkommen 
zu integrieren, jedoch unter Aufrechter
haltung der Wirtschaftsverträge mit der 
Schweiz. In Bern haben vor einiger Zeit 
Gespräche mit den zuständigen Bundes
räten Felber und Delamuraz stattgefun
den, die gemäss den vorliegenden Aus

führungen der Regierung Verständnis für 
die liechtensteinische Position zum Aus
druck gebracht hätten. 

Anlässlich der informellen EFTA-Mi-
nisterkonferenz in Genf, die sich an den 
Abschluss der exploratorischen Gesprä
che zwischen E G  und EFTA anschloss, 
hielten die Minister fest, dass aufgrund 
fundamentaler Interessen verschiedener 
Länder Ausnahmen oder Übergangslö
sungen nötig sein würden, aber auch, 
dass das für das EWR-Abkommen rele
vante EG-Recht für die EFTA-Länder 
weitgehend akzeptierbar sei. In den kom
menden Wochen, so gab die Regierung 
bekannt, werde Liechtenstein weitere 
Gespräche über seine Rolle innerhalb 
eines EWR mit der  Schweiz und den an-
dereen EFTA-Staaten führen. Diese 
Kontakte sind einerseits zur generellen 
Koordination des weiteren Vorgehens 
notwendig, anderseits zweifellos auch für 
die Abstimmung der liechtensteinischen 
Vorbehalte mit den anderen EFTA-Staa-
ten. Die exploratorischen Gespräche ha
ben nach Auffassung der Regierung erge
ben, die für die Übernahme des EG-
Rechts zu Problemen führen könne und 

Prinz Nikolaus, Botschafter des Fürstentums Liechtenstein in der Schweiz, informierte 
über institutionelle Fragen im Zusammenhang mit der Schaffung eines gemeinsamen 
Europäischen Wirtschaftsraumes (EWR) 
Regierungsgebäude. 
deshalb auch für Liechtenstein in gewis
sen Bereichen Ausnahmen bzw. Über-
gangsregelungen erforderlich seien. In  
kommenden Verhandlungen möchte die 

Die liechtensteinische Metallbranche will sich profilieren 
Ausserordentliche Generalversammlung beschliesst ein gemeinsames Werbe- und Informationskonzept 

Die Betriebe des liechtensteinischen 
Metallgewerbes möchten die Öffentlich
keit künftig vermehrt über ihre Lei
stungsfähigkeit und über die attraktiven 
Berufsmöglichkeiten ihrer Branche infor
mieren. Eine ausserordentliche General
versammlung der Sektion Metallgewerbe 
innerhalb der Gewerbe- und Wirtschafts
kammer genehmigte am Montag abend 
einstimmig ein Konzept, das vermehrte 
Werbe- und Informationsmassnahmen 
sowie ein Weiterbildungsprogramm vor
sieht. Die finanziellen Mittel für diese 
Aktivitäten werden aus einer Beitragser
höhung kommen, die ebenfalls ohne Ge
genstimme beschlossen wurde. 

Das liechtensteinische Metallgewerbe 
hat schon seit einiger Zeit mit ernsten 
Personalsorgen zu kämpfen. Die Gene
ralversammlung vom letzten Herbst be
auftragte deshalb eine Arbeitsgruppe, 
konkrete Vorschläge für eine gemeinsa
me Lehrlingswerbung auszuarbeiten. Die 
Arbeitsgruppe kam allerdings bald zur 
Einsicht, dass die Nachwuchswerbung 
nur Teil eines Gesamtkonzeptes sein kön
ne, das eine generelle Imageverbesserung 
zum Ziel haben müsste. 

Information, Motivation, Weiterbildung 
Auf Grund dieser Erkenntnis wurde 

gemeinsam mit der  Grafikerin Evelyn 
Bermann und Norbert Jansen von der 
Firma Mediateam A G ,  Vaduz, ein Ge
samtkonzept ausgearbeitet. Es sieht vor, 
dass das Metallgewerbe künftig stärker in 
der Öffentlichkeit auftritt, gleichzeitig 
aber auch besonderes Gewicht auf die 
Förderung der eigenen Mitarbeiter legt. 
Durch vermehrte Information • und die 
Teilnahme an Weiterbildungskursen soll 
ihre Motivation gefördert und der Stolz 
auf den Beruf und die Branche gestärkt 
werden. 

In der  Öffentlichkeit will das Metallge-
werbe stärker als Verband auftreten. Mit 

DENNER-Satöllit 

einem neuen Signet, das am Montag 
abend zustimmend zur Kenntnis genom
men wurde, möchte man die Einheit be
tonen. Es steht nicht nur dem Verband, 
sondern auch seinen Mitgliedern zur Ver
fügung. Durch eine verstärkte Informa
tionstätigkeit gegenüber der Presse will 
der Verband aber auch immer wieder auf 
die Leistungsfähigkeit des liechtensteini
schen Metallgewerbes hinweisen und zei
gen, dass es in den Betrieben der Branche 
interessante und zukunftssichere Arbeits
plätze gibt. 

Im weiteren hat die Generalversamm
lung als erste konkrete Massnahme das 
Konzept der Nachwuchswerbung geneh
migt, die in den nächsten Wochen anlau
fen soll. Der  Verband wird eigene Wer-
bemassnahmen starten, seinen Mitglie
dern aber auch Werbemittel zur Verfü
gung stellen. Den Teilnehmern der Ver
sammlung wurde zudem eine Musterlek
tion vorgestellt, mit der Vertreter der 
Metallbranche im Rahmen des Berufs
kundeunterrichts in den Abschlussklas
sen über ihren Beruf und über ihre Bran
che informieren können. 

Erhöhung der Verbandsbeiträge 
Die Notwendigkeit verstärkter Aktivi

täten auf dem Informations- und Werbe
sektor sowie in der Weiterbildung waren 

Das liechtensteinische Metallgewerbe möchte mit einer Informationskampagne eine 
Imageverbesserung vornehmen. Unser Bild zeigt die Sektion Metall des Gewerbes bei 
der Vorstellung des Informationskonzeptes anlässlich einer Pressekonferenz am Mon
tag abend. 
unbestritten. So erhob sich denn auch 
keine einzige Gegenstimme gegen eine 
Erhöhung des Verbandsbeitrages, mit 
dem die zusätzlichen Dienstleistungen 
des Verbandes finanziert werden sollen. 
Der neue Beitrag ist gestaffelt; grössere 
Betriebe werden künftig mehr in die ge
meinsame Kasse zahlen müssen als die 
kleinen. 

(Bild: Brigitt Risch) 
Otto Büchel zeigte sich als Obmann 

der Sektion Metallgewerbe befriedigt 
über die Beschlüsse der ausserordentli
chen Generalversammlung. Nach der Ge
nehmigung des Gesamtkonzeptes wird 
der Vorstand in seiner nächsten Sitzung 
aus seinen Reihen je einen Verantwort
lichen für Weiterbildung und Informa
tion/Werbung bestimmen. 

Deutsch-liechtensteinische Justizgespräche in Vaduz 
Zweitägiger Besuch des bundesdeutschen Justiztninisters Hans A .  Engelhard in unserem Land 
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Der Justizminister der  Bundesrepublik 
Deutschland, Hans A. Engelhard, ist ge
stern zu einem zweitägigen Besuch in un
serem Land eingetroffen. E r  wurde nach 
seiner Ankunft von seinem liechtensteini
schen Amtskollegen, Regierungschef-
Stellvertreter Dr. Herbert Wille, be-
grüsst. Auf dem Besuchsprogramm stand 
vorerst eine Fahrt in die liechtensteini
schen Alpen. Nachher war Justizminister 
Engelhard Gast auf Schloss Vaduz, wo er 
von Fürst Hans-Adam II. und Fürstin 
Marie zum Nachtessen empfangen 
wurde. 

Heute vormittag findet eine offizielle 
Gesprächsrunde im Regierungsgebäude 
statt, an dem auf liechtensteinischer Seite 
neben Regierungschef-Stellvertreter 
Dr. Herbert Wille auch Ressortsekretär 
Marzeil Beck, Landgerichtsvorstand 
Dr. Franz Rederer und Staatsanwalt 
Dr. Gert  Frommelt teilnehmen wird. 

an der Pressekonferenz am Montag im 
(Bild: Beat Schürte) 

Regierung «die für Liechtenstein relavan-
ten Aspekte» einbringen und hofft, dass 
sie «soweit als möglich» berücksichtigt 
werden. 

Für verstärkten 
Technologietransfer 

Bonn (spk) Für  einen verstärkten 
Technologietransfer von West nach Ost 
sowie eine weniger strikte Auslegung der  
Cocom-Liste haben sich die Teilnehmer 
de r  KSZE-Wirtschaftskonferenz in Bonn 
ausgesprochen. Bundesrat Jean-Pascal 
Delamuraz warnte zum Abschluss der  
Konferenz vor falschen Hoffnungen im 
Zusammenhang mit der Entwicklung in 
Osteuropa. 

Gegen Anonymität 
von Bankkunden 

Bern (spk) Die Eidg. Bankenkommis
sion (EBK). fordert eine strenge gerichtli
che Auslegung der Geldwäscherei-Straf-
artikel. Wie Vertreter der  EBK gestern in 
Bern erklärten, könnten damit im Sinne 
einer «Radikalkur» die umstrittenen For
mulare B abgeschafft werden, welche die 
Anonymität von Bankkunden ermögli
chen. Die Kommission will sodann auch 
neue Richtlinien für den Notenhandel er
lassen. 

De r  Präsident der  Eidg. Bankenkom
mission, Hermann Bodenmamnn, umriss 
anlässlich der Jahrespressekonferenz in 
Bern die Tätigkeit der EBK im vergange
nen Jahr. Im Hinblick auf die E G  und 
dem entstehenden Wirtschaftsraum in 
Europa ist seinen Worten zufolge die 
schweizerische Bankenaufsichtsordnung 
europatauglich. Sie könne weitgehend 
ohne Gesetzesänderung auf dem Verord
nungswege den heute bekannten Anfor
derungen der E G  angepasst werden. D i e  
grenzüberschreitenden Banken würden 
keine Nachteile im europäischen Wettbe
werb zu befürchten haben. 

Die Kommission hat verschiedene A n 
strengungen unternommen, um das Ima
ge des Finanzplatzes Schweiz zu halten. 

Der bundesdeutsche Justizminister Hans A .  Engelhard und seine Frau (Bildmitte) bei 
der Begrüssung durch Regierungschef-Stellvertreter Dr. Herbert Wille und Madeleine 
Wille. I m  Hintergrund Ressortsekretär Marzeil Beck. (Bild: Brigitt Risch) 

Leben, Unfall, Krankheit. 
In einer Police. 
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